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In Beantwortung der schriftlichen parlamentarischen Anfrage Nr. 

650/J betreffend Errichtung der Bushaltestellen "Ries/Fuchsrie­

gel" an der B 65 in Graz, welche die Abgeordneten Apfelbeck und 

DiploIng. Schmid am 50 März 1991 an mich richteten, stelle ich zu 

den Punkten 1, 2 und 3 der Anfrage fest: 

Die Planung und Ausführung von Bushai tes·tellen erfolgt im Rahmen 

der dem Landeshaup·tmann der Steiermark erteilten Ermächtigungen 

zur Besorgung der Geschäfte und Aufgaben der Bundesstraßenver­

waltung im Lande. 

Laut Auskunft des Amtes der Steiermärkischen Landesregierung 

wurden die nötigen Projektierungen und die zur Errichtung einer 

derartigen Anlage notwendige Verkehrsverhandlung bereits durch­

geführt, bei der die Bundesstraßenverwaltung, vertreten durch den 

Landeshauptmann der Steiermark, der Anlage der Busbuchten auch 

zugestimmt hat. Eine grundsätzliche Verpflichtung der Bundes­

straßenverwaltung zur Tragung der Kosten für die Herstellung von 
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Busbuchten besteht jedoch nicht. Gemäß den Bestimmungen des § 28 

Abs. 3 Bundesstraßengesetz 1971 kann die Bundesstraßenverwaltung 

sogar den Ersatz der Kosten verlangen. Es besteht zur Frage der 

Kostentragung jedoch eine bundeseinheitliche Regelung. Die darin 

geforderten Voraussetzungen für eine Kostentragung durch die 

Bundesstraßenverwaltung sind im gegenständlichen Fall gegeben. Es 

wurde daher im August 1990 zwischen dem Amt der Steiermärkischen 

Landesregierung und der Gemeinde Graz als Kraftfahrlinienbetrei­

ber vereinbart, daß die Bundesstraßenverwaltung die Busbuchten 

unverzüglich errichten wird, wenn seitens der Veranlasser bzw. 

Interessenten im Wege der Gemeinde die für die Errichtung nötigen 

Fremdgrundflächen zur Verfügung gestellt werden. Die für eine 

Bauführung erforderlichen Grundflächen wurden jedoch bisher noch 

nicht zur Verfügung gestellt. 
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